
Verzögerungen im gerichtlichen Verfahren, die aus­
schließlich durch das Verhalten des auf freiem Fuß be­
findlichen Angeklagten verursacht werden, haben 
nichts mehr mit der zurückliegenden Untersuchungs­
haft zu tun. Die Strafprozeßordnung enthält für diese 
Fälle eine anderweitige Regelung. Nehmen wir z. B. 
an, der Angeklagte hat im Ermittlungsverfahren un­
verzüglich ein Geständnis abgelegt, um aus der Unter­
suchungshaft entlassen zu werden, was auch geschehen 
ist. Gelangt das Gericht zu der Überzeugung, daß der 
Angeklagte im gerichtlichen Verfahren durch wider­
sprechende Angaben nur eine Hinauszögerung des Ver­
fahrens erreichen will, so werden die Bestimmungen 
der §§ 209, 211 Abs. 4 StPO weiterhelfen. Regelmäßig 
aber muß geprüft werden, ob und inwieweit es der im 
gerichtlichen Verfahren wieder auf freiem Fuß be­
findliche Angeklagte bereits in der Untersuchungshaft 
auf Verzögerungen angelegt hat, die sich erst außer­
halb der Untersuchungshaft bemerkbar machen.

3. Ein Gericht hat die Untersuchungshaft nicht ange­
rechnet, weil der Angeklagte nach der Entlassung aus 
der Untersuchungshaft — im Ermittlungsverfahren — 
geflüchtet ist. Durch die Flucht sei der ordnungsge­
mäße Ablauf des gerichtlichen Verfahrens erheblich 
verzögert worden.

Auch in diesem Falle wird die Vorschrift des § 219 
Abs. 2 Halbsatz 2 StPO auf das gerichtliche Verfahren 
ausgedehnt, obwohl sich der Angeklagte nur für die 
Dauer des Ermittlungsverfahrens in Untersuchungs­
haft befand. Es kann daher auf das unter Ziff. 2 Ge­
sagte verwiesen werden mit der Ergänzung, daß mit 
besonderer Sorgfalt geprüft werden muß, ob das Ver­
halten des Angeklagten in der Untersuchungshaft dar­
auf abgestellt war, die Entlassung aus der Unter­
suchungshaft nur zum Zwecke der Flucht zu erreichen. 
Trifft das nicht zu, so müssen etwaige Fehler ander­
weitig gesucht werden. Es muß erwogen werden, ob 
das Ermittlungsverfahren ordnungsgemäß durchge­
führt worden ist und die Aufhebung des Haftbefehls 
zulässig war. Bei der Anwendung des § 219 Abs. 2 
Halbsatz 2 StPO aber kommt es allein auf das Ver­
halten des Angeklagten während der Untersuchungs­
haft an. Daher findet § 219 Abs. 2 Halbsatz 2 StPO 
auch dann Anwendung, wenn die Untersuchungshaft 
aus besonderen Gründen erst im gerichtlichen Verfah­
ren angeordnet wird und der Angeklagte während der 
Untersuchungshaft den ordnungsgemäßen Ablauf des 
gerichtlichen Verfahrens stört, d. h. die „Ermittlungen 
verzögert“.
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I
In unserer demokratischen Ordnung ist das Straf­

verfahren eine besondere Form der gesellschaftlichen 
Kritik an dem gesellschaftsgefährdenden Verhalten des 
einzelnen. Auch das dem Privatklageverfahren vorher­
gehende Sühneverfahren ist eine Form dieser Kritik. 
Während aber im Strafverfahren die Kritik durch das 
Gericht, also durch ein Organ des Staates, geübt wird, 
geschieht dies beim Sühneversuch durch den Verletzten 
selbst — wenn auch unter Leitung des Schiedsmanns.

Die Bedeutung des Sühneverfahrens liegt in erster 
Linie darin, daß hier versucht werden soll, eine erfolgte 
Ehrverletzung aus der Welt zu schaffen, ohne daß der 
Staat selbst durch seine Organe in Aktion tritt. Bei 
näherer Betrachtung der Anlässe, die zu Sühnever­
fahren führen, wird man zugeben müssen, daß es durch­
aus gerechtfertigt ist, mit diesen Fällen nicht sofort 
das Gericht zu befassen. Weiterhin zeigt sich, daß die 
durch Vermittlung des Schiedsmanns herbeigeführte 
sachliche Aussprache der streitenden Parteien häufig 
zur Aussöhnung führt. Wenn man bedenkt, daß Be- 
leddigungsfälle oftmals nicht nur das persönliche Ver­
hältnis zwischen zwei Bürgern, sondern auch die Be­
ziehungen ganzer Familien untereinander und darüber 
hinaus auch der Mitbewohner des Hauses stören, wird 
man einsehen, daß es im Interesse der Erhaltung der 
Arbeitsfreudigkeit der Werktätigen unbedingt erforder­
lich ist, möglichst schnell eine Bereinigung solcher Fälle 
herbeizuführen. Diesem Zweck dient die verhältnis­
mäßig kurze Frist des § 245 StPO, innerhalb der die 
Privatklage vom Beleidigten erhoben werden muß. Die 
Gesellschaft hat ein Interesse daran, daß die Beziehun­
gen der Bürger untereinander nicht durch die Aus­
wirkungen einer unter Umständen unbedachten, ehr­
verletzenden Kränkung leiden, sondern daß diese Aus­
wirkungen schnellstens beseitigt werden.

II
Durch die Anordnung vom 24. April 1953 (GBl. S. 647) 

über die Errichtung von Sühnestellen in der Deutschen 
Demokratischen Republik, die auf Grund des § 246 StPO 
erlassen wurde, ist die bis zu diesem Zeitpunkt in den 
Ländern der Deutschen Demokratischen Republik un­
einheitliche Gesetzgebung auf diesem Gebiet endlich 
beseitigt worden. Die Sühnestellen sind Einrichtungen, 
die im Aufträge der Justiz tätig werden. Die Anordnung 
gliedert sich in vier Abschnitte, in denen das Schieds- 
mannsamt, das Verfahren vor der Sühnestelle und die 
Kosten geregelt sind.

In jeder Gemeinde — bei Städten auch in den Stadt­
bezirken — ist eine Sühnestelle, die von einem ehren­

amtlichen Schiedsmann geleitet wird, einzurichten. Es 
können aber auch gemeinsame Sühnestellen für mehrere 
kleine Gemeinden oder mehrere Sühnestellen innerhalb 
einer Gemeinde errichtet werden. Die Entscheidung 
darüber trifft der Leiter der zuständigen Justizverwal­
tungsstelle des Ministeriums der Justiz, wobei er sowohl 
die Verkehrslage der Gemeinde als auch die Zahl der 
Einwohner und die Zahl der für eine Zusammenlegung 
in Frage kommenden Gemeinden zu beachten hat.

Die Bezeichnung „Schiedsmann“ für den Leiter der 
Sühnestelle wurde gewählt, weil diese Bezeichnung den 
zu erfüllenden Aufgaben am besten gerecht wird und 
es im Hinblick auf die große Bedeutung des Richter­
amtes nicht angebracht erschien, eine Bezeichnung zu 
wählen, in der die Bezeichnung „Richter“ enthalten war, 
wie z. B. Friedensrichter. Die Ernennung des Schieds­
manns ist an keine besonderen Bedingungen oder Vor­
aussetzungen geknüpft und erfolgt im Einvernehmen 
mit der zuständigen Volksvertretung durch den Direktor 
des Kreisgerichts. Jeder Bürger, der das Wahlrecht 
besitzt, das 23. Lebensjahr vollendet hat und bereit ist, 
dieses Ehrenamt zu übernehmen, kann zum Schieds- 
mann ernannt werden. Jedoch sollen — auch wenn 
dies in der Schiedsmannsordnung nicht ausdrücklich 
gesagt ist — Personen, die infolge ihres Berufes u. U. 
später mit der gleichen Angelegenheit in Berührung 
kommen können, wie Richter, Staatsanwälte und Rechts­
anwälte, nicht zum Schiedsmann bestellt werden.

Während die Ernennung der Schiedsmänner durch die 
Direktoren der Kreisgerichte erfolgt, übt die Justiz­
verwaltungsstelle des Ministeriums der Justiz die 
Dienstaufsicht über die Tätigkeit der Schiedsmänner 
aus. Bei der Abgrenzung der Zuständigkeit ging man 
davon aus, daß es praktisch unzweckmäßig wäre, die 
Ernennung der Schiedsmänner durch die Justizverwal­
tungsstellen vornehmen zu lassen, da je Bezirk rund 
750 Sühnestellen einzurichten sind. Im übrigen ist es 
in erster Linie Aufgabe der Kreisgerichte, die Schieds­
männer in ihrer Arbeit zu unterstützen und anzuieiten. 
Andererseits dürfen die Direktoren der Kreisgerichte 
nicht mit reinen Verwaltungsfunktionen, wie es die 
Dienstaufsicht ist, überlastet werden.

Die Direktoren der Kreisgerichte sind verpflichtet, 
zweimal jährlich einen Erfahrungsaustausch mit den 
Schiedsmännern durchzuführen, zu dem auch Funk­
tionäre der örtlichen Organe der Staatsgewalt, der 
Volkspolizei sowie Vertreter der ständigen Kommissio­
nen für örtliche Volkspolizei und Justiz und der Kreis­
staatsanwaltschaft eingeladen werden sollten. Bei diesem 
Erfahrungsaustausch sollen selbstverständlich nicht nur 
die Schiedsmänner über ihre Sorgen und Nöte und die
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